
Aktenzeichen; 6 AZR 153/S^ 
Bundesarbeitsgericht 6. Senat

I. Arbeitsgericht 
Hamburg

II. Landesarbeitsgericht 
Hamburg

Urteil vom 07. August 1997
- 6 AZR 153/96 -
Urteil vom 08. Mai 1995
- 21 Ca 52/95 -
Teilurteil vom 28. November 1995
- 2 Sa 48/95 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort s
Beschäftigungszeit nach BG-AT

Gesetz:
Berufsgenossenschafts-Angestelltentarifvertrag vom 25. Novem­
ber 1961 (BG-AT) in der Fassung des Tarifvertrags zur Rege­
lung der Arbeitsbedingungen für Angestellte im Beitrittsge­
biet (BG-AT/O) vom 1. Oktober 1991 und des Ergänzungsta­
rif Vertrags Nr. 93 zum BG-AT vom 4. November 1992 § 19, § 72 
Abschn. A I Ziff. 1, §§ 39, 70; Verordnung über das Betriebs­
gesundheitswesen und die Arbeitshygieneinspektion vom 11. 
Januar 1978 (GBl. DDR 1978, S. 61) § 3; Dritte Durchfüh­
rungsbestimmung zur Verordnung über das Betriebsgesund­
heitswesen und die Arbeitshygieneinspektion - Arbeitshygieni­sche Zentren und Arbeitshygienische Beratungsstellen - vom 7. 
Januar 1980 (GBl. DDR 1980, S. 41) §§ 1 u. 2

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Anrechnung der Beschäftigungszeit bei Übernahme des Auf­
gabenbereichs einer Teileinrichtung; Beschäftigungszeit einer Ärztin, die seit dem 1. Januar 1978 als Leiterin der Abtei­
lung. Arbeitshygiene, später der Arbeitshygienischen Bera­
tungsstelle, im Betriebsambulatorium der Bauschaffenden in 
Rostock beschäftigt war und nach Auflösung des Bauambulato­
riums seit dem 1. Januar 1991 als Leiterin des Arbeitsme­
dizinischen Zentrums einer Berufsgenossenschaft tätig ist.
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6 AZR 153/96
2 Sa 48/95 Hamburg

Verkündet am 
7. August 1997

Im Namen des Volkes! 

U r t e i l
Backes,
Regierungshauptsekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 19. Juni 1997 durch den Vizepräsiden­
ten Dr. Peifer, die Richter Dr. Freitag und Dr. Armbrüster sowie
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die ehrenamtlichen Richter Dr. Augat und Bruse für Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten und die Anschlußre­
vision der Klägerin gegen das Teilurteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamburg vom 28. November 
1995 - 2 Sa 48/95 - werden zurückgewiesen.

2. Von den Kosten des Revisionsverfahrens haben 
die Klägerin 1/5 und die Beklagte 4/5 zu tra­
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :
\

Die Parteien streiten über die zutreffende Eingruppierung 
der Klägerin.

Die am 21. September 1941 geborene Klägerin ist Fachärztin 
für Arbeitsmedizin. Sie war seit dem 1. November 1968 im Be­
triebsambulatorium der Bauschaffenden in Rostock beschäftigt, 
seit dem 1. Januar 1978 als Leiterin der Abteilung Arbeitshygie­
ne. Diese Abteilung wurde aufgrund der Dritten Durchführungsbe­
stimmung zur Verordnung über das Betriebsgesundheitswesen und die ^
Arbeitshygieneinspektion - Arbeitshygienische Zentren und Ar­
beitshygienische Beratungsstellen - vom 7. Januar 1980 (GBl. DDR 
1980, S. 41) mit den Aufgaben einer Arbeitshygienischen Bera­
tungsstelle beauftragt. Die Beratungsstelle war örtlich zuständig 
für den Bezirk Rostock und den Küstenbereich von Mecklenburg-Vor­
pommern und hatte die Aufgabe, Belastungen und Gefährdungen der 
in der Bauwirtschaft arbeitenden Menschen zu erfassen, zu analy­
sieren und bewerten sowie entsprechenden Einfluß auf die Gestal­
tung von Arbeitsplätzen zu nehmen. Im Rahmen der Umstrukturierung
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des Gesundheitswesens der DDR wurde das Betriebsambulatorium zum 
31. Dezember 1990 aufgelöst.

Die Klägerin war ab dem 1. Oktober 1990 bei der Beklagten 
aufgrund ArbeitsVertrags vom 21. September 1990 zunächst teil­
zeitbeschäftigt mit 4/5 der tariflich festgelegten Arbeitszeit. 
Seit dem 1. Januar 1991 ist sie bei der Beklagten vollbeschäftigt 
als Leiterin des Arbeitsmedizinischen Zentrums Mecklenburg-Vor­
pommern. Die Aufgaben der Arbeitshygienischen Beratungsstelle und 
des Arbeitsmedizinischen Zentrums stimmen weitestgehend überein.

Nach § 2 des Arbeitsvertrags findet auf das Arbeitsverhält­
nis der Parteien der Berufsgenossenschafts-Angestelltentarifver- 
trag vom 25. November 1961 (BG-AT) Anwendung, der durch den Ta­
rifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen für Angestellte im 
Beitrittsgebiet (BG-AT/O) vom 1. Oktober 1991 ergänzt wird.

Bei der Berechnung der Vergütung der Klägerin ging die Be­
klagte davon aus, daß die Klägerin ihre Tätigkeit bei ihr am 
1. Oktober 1990 aufgenommen habe und frühere anrechnungsfähige 
BeschäftigungsZeiten nicht bestünden. Mit Schreiben vom 8. März 
1993 verlangte die Klägerin von der Beklagten erfolglos die Aner­
kennung ihrer Beschäftigungszeit für den Zeitraum vom 1. November 
1968 bis zum 30. September 1990.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, sie habe ab dem 
1. Oktober 1990 gegen die Beklagte einen Anspruch auf Vergütung 
nach der Lebensaltersstufe 47 (der letzten), da ihre frühere Be-
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schäftigungszeit seit dem 1. November 1968 anzurechnen sei. Dies 
folge aus § 19 i.V.m. § 72 Abschn. A I BG-AT i.d.F. des Ergän­
zungstarifvertrages Nr. 93 zum BG-AT, da die Arbeitshygienische 
Beratungsstelle eine Einrichtung gewesen sei, deren Aufgabenbe­
reiche die Beklagte i.S. der Tarifbestimmungen übernommen habe.

Die Klägerin hat beantragt,

1. die Beklagte zu verpflichten, die Klägerin 
gemäß Berufsgenossen^chafts-Angestelltentarif- 
vertrag (BG-AT), Tarifvertrag der Arbeitsbe- 
dingungen für Angestellte im Beitrittsgebiet 
(BG-AT/O) und Vergütungstarifvertag für die 
Zeit vom 1. Oktober 1990 bis 30. September 
1991 nach der Vergütungsgruppe I b, Endgrund­
vergütung (letzte Lebensaltersstufe 47) und ab 
1. Oktober 1991 nach der Vergütungsgruppe I, 
Endgrundvergütung (Vergütung der letzten Le­
bensaltersstufe nach vollendetem 47. Lebens­
jahr, Anlage 1 zum Vergütungstarifvertrag Nr. 
27), zu vergüten,

2. die Beklagte weiterhin zu verpflichten, die Vergütung rückwirkend ab 1. Oktober 1990 gemäß Antrag zu 1 abzurechnen unter Abführung der 
gesetzlichen Abzüge und an die Klägerin die 
sich daraus ergebenden Nettobeträge auszu­
zahlen abzüglich der bereits an die Klägerin 
gezahlten Nettovergütungen nach der bisherigen 
Eingruppierung in Altersstufen unterhalb der Endaltersstufe, insbesondere der Klägerin die 
JubiläumsZuwendung (1 Monatsvergütung für das 
25. Dienstjubiläum) gemäß § 39 BG-AT zu vergü­
ten, an die Klägerin also insgesamt 
30.154,-- DM netto zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung 
vertreten, die Klägerin habe nach § 19 i.V.m. § 72 BG-AT keinen
Anspruch auf Anrechnung ihrer Beschäftigungszeit vor dem 
1. Oktober 1990. Die Beklagte habe keine Aufgaben einer Einrich­
tung des Betriebsgesundheitswesens der ehemaligen DDR übernommen.
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Die Arbeitshygienische Beratungsstelle sei nur ein unselbständi­
ger Teil des Betriebsambulatoriums gewesen. Ausdruck dieser Un­
selbständigkeit sei die Tatsache, daß die Arbeitsverträge der 
Klägerin stets mit dem Betriebsambulatorium zustande gekommen 

.. seien. Dessen Aufgabe habe die Beklagte aber weder ganz noch
überwiegend übernommen. Darüber hinaus seien die von der Klägerin 
geltend gemachten Ansprüche wegen nicht rechtzeitiger Geltendma­
chung nach § 70 BG-AT verfallen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf Hinweis 
des Gerichts hat die Klägerin im Berufungsverfahren ihren Antrag 
umgestellt und beantragt

1. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, der Klägerin eine Vergütung entsprechend 
dem BG-AT/O nach der Lebensaltersstufe 47 ab 
1. Oktober 1990 zu zahlen.

2. die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 30.154,-- DM zu zahlen.

Das Landesarbeitsgericht hat auf die Berufung der Beklagten 
durch Teilurteil das Urteil des Arbeitsgerichts teilweise abgeän­
dert und insgesamt neu gefaßt:

1. Es wird festgestellt, daß die Beklagte ver­
pflichtet ist, der Klägerin eine Vergütung 
entsprechend dem BG-AT/O nach der Lebensal­
tersstufe 47 ab 1. Januar 1992 zu zahlen.

2. Im übrigen wird die Klage zu Ziffer 1. abge­wiesen.
Die weitergehende Berufung der Beklagten gegen 
Ziffer 1. des Urteils des Arbeitsgerichts Hamburg 
vom 8. Mai 1995 - 21 Ca 52/95 - wird zurückgewie­sen .
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Mit der Revision beantragt die Beklagte vollständige Abweisung 
des von der Klägerin zuletzt gestellten Feststellungsantrags. Die 
Anschlußrevision der Klägerin wendet sich gegen die Teilabweisung 
des Feststellungsantrags.

E n t s c h e i d n n q s q r r f i n d e  ;

Die Revision der Beklagten und die Anschlußrevision der Klä­
gerin haben keinen Erfolg.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Klägerin habe 
gegen die Beklagte einen Anspruch auf Berechnung der Grundvergü­
tung nach der Lebensaltersstufe 47, aber erst ab dem 1. Januar 
1992. Die früheren Beschäftigungszeiten der Klägerin seit dem 
1. Januar 1978 seien zu berücksichtigen. Die Arbeitshygienische 
Beratungsstelle sei eine abgrenzbare Organisationseinheit inner­
halb der Einrichtung Betriebsambulatorium gewesen. Da die Beklag- |
te die Aufgaben dieser Organisationseinheit übernommen habe, 
seien die dort verbrachten Zeiten der Klägerin nach § 19 i.V.m.
§ 72 Abschn. A I BG-AT anzurechnen. Nach dem Wortlaut, Sinn und 
Zweck der Tarifbestimmung beziehe sich der tarifliche Begriff 
"ganz oder überwiegend" nicht auf die Gesamtheit der Aufgaben der 
Einrichtung, sondern auf einzelne Aufgaben und Aufgabenbereiche.
Der Anspruch der Klägerin bestehe aber erst seit dem Inkrafttre-
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ten des Ergänzungstarifvertrags Nr. 93 zum BG-AT, dem 1. Januar 
1992. Durch ihren Antrag vom 8. März 1993 habe die Klägerin die 
sechsmonatige Ausschlußfrist nach § 70 BG-AT gewahrt.

Diesen Ausführungen des Landesarbeitsgerichts ist zuzustim
men.

II. Die Klägerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Be­
rechnung der Grundvergütung nach der Lebensaltersstufe 47 ab dem 
1. Januar 1992.

1. Nach § 27 Abschn. A Abs. 1 BG-AT ist die Grundvergütung in 
den Vergütungsgruppen nach Lebensaltersstufen zu bemessen. Nach 
dieser Tarifvorschrift erhält der Angestellte der VergGr. I bis 
II b, somit auch der von der Klägerin begehrten VergGr. I b bzw.
1, wenn er spätestens am Ende des Monats eingestellt wird, in dem 
er das 35. Lebensjahr vollendet, die Grundvergütung seiner Le­
bensaltersstufe. Wird er zu einem späteren Zeitpunkt eingestellt, 
erhält er die Grundvergütung der Lebensaltersstufe, die sich er­
gibt, wenn das bei der Einstellung vollendete Lebensjahr um die 
Hälfte der Lebensjahre vermindert wird, die der Angestellte seit 
Vollendung des 35. Lebensjahres zurückgelegt hat. Jeweils mit Be­
ginn des Monats, in dem der Angestellte ein Lebensjahr mit unge­
rader Zahl vollendet, erhält er bis zum Erreichen der Endgrund­
vergütung die Grundvergütung der folgenden Lebensaltersstufe.

2. Damit hängt der von der Klägerin geltend gemachte Anspruch 
auf Vergütung nach VergGr. I b bzw. I BG-AT davon ab, ob die Zeit
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ihrer Beschäftigung vor dem 1. Oktober 1990 als Beschäftigungs­
zeit nach § 19 Abs. 1 und 2 BG-AT und den Übergangsregelungen in 
§ 72 Abschn. A I BG-AT i.d.F. des Ergänzungstarifvertrags Nr. 93 
zum BG-AT anzurechnen ist. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht 
dies bejaht und angenommen, daß der Klägerin seit dem 1. Januar 
1992 die beantragte Grundvergütung zusteht.

a) Die für die Anrechnung als Beschäftigungszeit maßgebenden 
Tarifbestimmungen haben, soweit vorliegend von Interesse, folgen­
den Wortlauts

"§ 19 Beschäftimingszeit

(1) Beschäftigungszeit ist die bei demselben
Arbeitgeber nach Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres in einem Arbeitsverhältnis zu­
rückgelegte Zeit, auch wenn sie unterbro­
chen ist.

(2) Übernimmt ein Arbeitgeber eine Dienststelle 
oder geschlossene Teile einer solchen von 
einem Arbeitgeber, der von diesem Tarifver­
trag oder dem BG-AT/O erfaßt wird oder 
einen dieser Tarifverträge oder einen Ta­
rifvertrag wesentlich gleichen Inhalts an­
wendet, so werden die bei der Dienststelle 
bis zur Übernahme zurückgelegten Zeiten 
nach Maßgabe der vorstehenden Sätze als Be­
schäftigungszeit angerechnet.

§ 72Öberaamosregelimgen
A. Für die Zeiten, die vor dem 3. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet zurückgelegt worden sind, giltfolgendes s
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I. Zu <S 19:
1. Ist infolge des Beitritts der DDR der 

frühere Arbeitgeber weggefallen, ohne 
daß eine Überführung nach Artikel 13 des 
Einigungsvertrages erfolgt ist, gelten 
als Beschäftigungszeit nach Maßgabe des 
§ 19 Abs. 1 Zeiten der Tätigkeit bei zentralen Staatsorgangen und ihren nach- geordneten Einrichtungen oder sonstigen 
Einrichtungen oder Betrieben, soweit die 
gewerblichen Berufsgenossenschaften 
deren Aufgaben bzw. Aufgabenbereiche 
derselben ganz oder überwiegend übernom­
men haben.

b) Die Zeit der Tätigkeit der Klägerin vor dem 1. Januar 1992
ist nicht nach § 19 Abs. 1 BG-AT als Beschäftigungszeit anzuer­
kennen, da die Beklagte, die Bau-Berufsgenossenschaft H ,
nicht mit der früheren Arbeitgeberin der Klägerin, dem Betriebs­
ambulatorium der Bauschaffenden der ehemaligen DDR in Rostock, 
identisch ist. Damit ist die dort zurückgelegte Zeit der Klägerin 
keine Beschäftigungszeit bei "demselben Arbeitgeber" i.S.v. § 19 
Abs. 1 BG-AT. Eine Anrechnung der Beschäftigungszeit nach § 19 
Abs. 2 BG-AT kommt schon deshalb nicht in Betracht, weil die frü­
here Arbeitgeberin nicht den BG-AT oder einen Tarifvertrag we­
sentlich gleichen Inhalts angewendet hat.

c) Die Tätigkeit der Klägerin bei dem Betriebsambulatorium der 
Bauschaffenden in Rostock ist jedoch nach § 19 in Verbindung mit 
§ 72 Abschn. A I Ziff. 1. BG-AT als Beschäftigungszeit anzurech­
nen.

-  10 -
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Infolge des Beitritts der DDR und der damit verbundenen Um­
strukturierung des Gesundheitswesens der DDR wurde das Betriebs- 
ambulatorium der Bauschaffenden in Rostock zum 31. Dezember 1990 
aufgelöst. Damit ist die frühere Arbeitgeberin der Klägerin weg­
gefallen, ohne daß eine Überführung nach Art. 13 Einigungsvertrag 
erfolgt ist. Da die Beklagte jedoch den Aufgabenbereich Arbeits­
hygiene im Betriebsambulatorium übernommen hat, ist die dort ver­
brachte Zeit der Tätigkeit der Klägerin anzurechnen.

aa) Nach der Rechtsprechung des Senats kommt es für die Anrech­
nung von Beschäftigungszeiten nach den insoweit inhaltsgleichen 
Vorschriften in Nr. 2 Buchst, b der Übergangsvorschriften zu § 19 
BAT-0 darauf an, ob eine Aufgabe bzw. ein Aufgabenbereich der 
Einrichtung ganz oder überwiegend übernommen worden ist. Dabei 
beurteilt sich die Aufgabe der Einrichtung nach den für ihre Tä­
tigkeit maßgebenden Rechtsgrundlagen (vgl. BAG Urteile vom 
29. Februar 1996 - 6 AZR 472/95 - AP Nr. 10 zu § 19 BAT-O, vom 
28. März 1996 - 6 AZR 561/95 - AP Nr. 5 zu § 19 BAT-O, auch zur 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen und vom 
25. Juli 1996 - 6 AZR 673/95 - AP Nr. 11 zu § 19 BAT-O) und den 
tatsächlichen Umständen (Urteil vom 30. Mai 1996 - 6 AZR 638/95 - 
AP Nr. 8 zu § 19 BAT-O, auch zur Veröffentlichung in der 
Amtlichen Sammlung vorgesehen).

Ist eine Aufgabe nicht in vollem Umfang übernommen worden, 
so kommt die Übernahme eines Aufgabenbereichs als einer kleineren
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organisatorischen Einheit in Betracht. Ein Aufgabenbereich erfor­
dert damit einen im Rahmen der Einrichtung organisatorisch eigen­
ständigen Teilbereich.

Eine solche organisatorische Eigenständigkeit bedingt nicht 
die Fähigkeit zur aufgabenbezogenen Eigensteuerung, wie sie für 
eine Teileinrichtung kennzeichnend ist. Nach dem tariflichen Ge­
samtzusammenhang, der neben dem Tarifwortlaut für die Tarifausle­
gung maßgebend ist (vgl. BAGE ,46, 308, 313 = AP Nr. 135 zu § 1 
TVG Auslegung) kommt eine Anerkennung als Beschäftigungszeit nach 
der inhaltsgleichen Nr. 2 Buchst, b der Übergangsvorschriften zu 
§ 19 BAT-0 auch dann in Betracht, wenn Aufgaben bzw. Aufgaben­
bereiche einer Teileinrichtung übernommen worden sind. Die Ta­
rifvertragsparteien gehen, wie der Bezug auf Art. 13 Einigungs­
vertrag ausweist, davon aus, daß nicht nur eine Einrichtung als 
Ganzes, sondern auch eine Teileinrichtung überführt werden kann. 
Für den Fall, daß eine Überführung nicht erfolgt ist, ist deshalb 
sowohl bei einer Einrichtung als auch bei der Teileinrichtung die 
Übernahme von Aufgaben bzw. Aufgabenbereichen für die Anerkennung 
der Beschäftigungszeit maßgebend.

bb) Mit Recht hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß die 
Arbeitshygienische Beratungsstelle eine (Teil-)Einrichtung war, 
deren Aufgabenbereich die Beklagte übernommen hat.

Die Arbeitshygienische Beratungsstelle im Betriebsambulato­
rium der Bauschaffenden in Rostock war eine sonstige Einrichtung 
i.S.v. § 72 Abschnitt A I Ziff. 1 BG-AT. Nach § 3 Abs. 2 der
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Verordnung über das Betriebsgesundheitswesen und die Arbeitshy­
gieneinspektion vom 11. Januar 1978 (GBl. DDR 1978, S. 61) waren 
Einrichtungen des Betriebsgesundheitswesens der DDR neben Be­
triebspolikliniken, Betriebssanitätsstellen, Betriebskranken­
häusern auch Betriebsambulatorien. Nach § 1 Abs. 2 der Dritten 
Durchführungsbestimmung zur Verordnung über das Betriebsge­
sundheitswesen und die Arbeitshygieneinspektion vom 7. Januar 
1980 wurde die Funktion einer Arbeitshygienischen Beratungsstelle 
grundsätzlich von einer Betriebspoliklinik oder einem Betriebsam­
bulatorium - im Klammerzusatz der Dritten Durchführungsbestimmung 
"nachstehend Einrichtung genannt" - wahrgenommen. Auch in § 2 
Abs. 2 Spiegelstrich 2 der Dritten Durchführungsbestimmung wird 
die Arbeitshygienische Beratungsstelle als Einrichtung bezeich­
net. Damit war auch unter Zugrundelegung der Terminologie der 
ehemaligen DDR die Aufgabe der Arbeitshygienischen Beratungs­
stelle zumindest eine Teileinrichtung der Einrichtung Betriebs­
ambulatorium, weil die Arbeitshygienische Beratungsstelle als 
eine abgrenzbare Organisationseinheit einen Aufgabenbereich des 
Betriebsambulatoriums wahrnahm. Die Abgrenzbarkeit der Orga­
nisationseinheit und eine gewisse organisatorische Selbständig­
keit ergibt sich auch aus § 2 Abs. 1 der Dritten Durchführungsbe­
stimmung.

Der Aufgabenbereich, der der Arbeitshygienischen Beratungs­
stelle innerhalb der Einrichtung Betriebsambulatorium zugefallen 
war, wurde von der Beklagten übernommen. Dies folgt daraus, daß 
nach den von Revision und Anschlußrevision nicht angegriffenen
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Feststellungen des Landesarbeitsgerichts die Aufgabenbereiche dex 
Arbeitshygienischen Beratungsstelle und des Arbeitsmedizinischen 
Zentrums, in dem die Klägerin aufgrund Arbeitsvertrags mit der 
Beklagten vom 21. September 1990 arbeitet, weitestgehend überein­
stimmen.

Damit ergibt sich, daß nach § 27 Abschn. A BG-AT bei dem vom 
Landesarbeitsgericht zutreffend angenommenen Einstellungsdatum 
(1. Januar 1978) für die Grundvergütung der Klägerin die 
Lebensaltersstufe von 47 zugrundezulegen ist.

3. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß die 
Grundvergütung der Klägerin nach der Lebensaltersstufe 47 erst ab 
dem 1. Januar 1992 zu berechnen ist.

Die in § 72 Abschn. A I Ziff. 1 enthaltenen Übergangsrege­
lungen zu § 19 BG-AT, die die Anrechnung der Beschäftigungszeit 
der Klägerin vor dem 1. Oktober 1990 bestimmen, wurden durch den 
Ergänzungstarifvertrag Nr. 93 in den BG-AT eingefügt. Dieser trat 
mit Wirkung vom 1. Januar 1992 in Kraft (§ 3 Ergänzungstarifver­
trag Nr. 93). Erst ab diesem Zeitpunkt waren somit die Beschäfti­
gungszeiten der Klägerin vor dem 1. Oktober 1990 anspruchsbegrün­
dend. Entgegen der Ansicht der Anschlußrevision sieht der Tarif­
vertrag eine weitergehende Rückwirkung nicht vor.

4. Nachdem der Ergänzungstarifvertrag Nr. 93 erst am 4. Novem­
ber 1992 abgeschlossen wurde, hat die Klägerin mit ihrem Antrag
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vom 8. März 1993 auch die sechsmonatige Ausschlußfrist nach § 70 
BG-AT zur Geltendmachung von Ansprüchen gewahrt.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 92 Abs. 1, 97 Abs. 1 
ZPO.

Dr. Peifer
Bruse

Dr. Freitag
Augat

Dr. Armbrüster
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